
SATZUNG 

des 

Kleingärtnervereins „ALTE 

ELBE“ e. V. 

vom 13. Oktober 2007, zuletzt geändert am 16. Juni 2022 

§ 1 

Name, Sitz, Eintragungsbegehren, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen 

Kleingärtnerverein „Alte Elbe“ e. V. 

2. Die Geschäftsadresse des Vereins ist die Privatanschrift des 1. Vorsitzenden. 

3. Der KGV erstreckt sich räumlich auf die Fläche der Kleingartenanlage „Alte Elbe“ der Gemarkung 

Dresden-Seidnitz. 

4. Der Verein ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Dresden (Registergericht) unter der Nummer 

385 eingetragen. 

5. Der Verein ist Nachfolger des Kleingartensparte „Alte Elbe - Stammanlage“ des VKSK. 

6. Der Verein ist Mitglied das Stadtverbandes „Dresdner Gartenfreunde“ e. V. 

7. Das Geschäftsjahr des Vereins beginnt am 01.01. und endet am 31.12. eines jeden Kalenderjahres. 

§ 2 

Zweck und Aufgaben 

 1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 2. Zweck des Vereins ist die selbstlose Förderung des Kleingartenwesens durch die kleingärtnerische 

Nutzung des Pachtlandes. 

 3. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

 a) eine selbständige sowie parteipolitisch und konfessionell unabhängige Arbeit 



 b) die Förderung der kleingärtnerischen Tätigkeit als sinnvolle Freizeitbeschäftigung. 

Die kleingärtnerische Freizeittätigkeit dient der Erholung, der Entspannung, dem körperlichen 

Bewegungsausgleich, der Förderung der Gesundheit sowie der Eigenversorgung der Familie mit 

gärtnerischen Produkten. 

 c) die Förderung des Interesses seiner Mitglieder an der sinnvollen, ökologischen Nutzung des Bodens, 

der Pflege und den Schutz der natürlichen Umwelt durch vielfältige fachliche Beratung und 

Vermittlung praktischer Erfahrungen entsprechend seiner Möglichkeiten. 

 d) die Organisation gemeinsamer Maßnahmen zur Erhaltung und Ausgestaltung der Kleingartenanlage 

als Bestandteil des öffentlichen Grüns im Territorium. 

 4. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 5. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

Ausscheidende Mitglieder haben keinen Anspruch gegen das Vereinsvermögen. 

 6. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

 7. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vermögen des Vereins nach 

Erfüllung alle Verbindlichkeiten und Einwilligung des Finanzamtes an den Stadtverband „Dresdner 

Gartenfreunde“ e. V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden 

hat. 

§ 3 

Mitgliedschaft 

 1. Mitglied des Vereins kann jede volljährige Person werden, die sich im Sinne dieser Satzung betätigen 

will durch 

• die praktische Kleingartenarbeit nach Abschluss des entsprechenden Unterpachtvertrages oder 

• Förderung und Unterstützung des Vereins. 

 2. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand zu stellen.  

Dieser entscheidet über die Aufnahme. 

Erfolgt eine Ablehnung, kann innerhalb eines Monats Berufung zur nächsten Mitgliederversammlung 

eingelegt werden. 

 3. Die Mitgliedschaft wird nach Zahlung der Aufnahmegebühr und nach unterschriftlicher Anerkennung 

dieser Satzung wirksam. 

 4. Die Mitgliedschaft ist Voraussetzung für ein Unterpachtverhältnis. 

§ 4 

Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft 

 1. Jedes Mitglied hat das Recht 

• sich aktiv am Vereinsleben zu beteiligen; 

• Vorschläge an die Mitgliederversammlung und den Vorstand einzubringen; 



• sich für den Vorstand zu bewerben; 

• die vom Verein gewährte fachliche Beratung sowie das bezogene Schrifttum zu nutzen; 

• vereinseigene Gegenstände zu nutzen. 

 2. Jedes Mitglied hat die Pflicht 

• sich nach Maßgabe dieser Satzung innerhalb der kleingärtnerischen Gemeinschaft zu betätigen; 

• Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstandes anzuerkennen und einzuhalten; 

• Mitgliedsbeiträge sowie beschlossene Umlagen zu den angegebenen Terminen zu entrichten; 

• die festgesetzte Gemeinschaftsleistung zu erbringen. 

§ 5 

Beendigung der Mitgliedschaft 

 1. Die Mitgliedschaft endet: 

 a) durch Tod des Mitgliedes 

 b) durch Austritt 

 c) durch Ausschluss. 

 2. Mit Beendigung der Mitgliedschaft enden die Rechte und Pflichten des Mitgliedes, die sich aus der 

Satzung ergeben. 

Alle finanziellen und sonstigen Verpflichtungen sind bis zum Tag der Beendigung der Mitgliedschaft zu 

begleichen. 

 3. Der freiwillige Austritt ist bis zum 30.06. des laufenden Jahres schriftlich dem Vorstand anzuzeigen und 

wird wirksam am Ende des jeweiligen Kalenderjahres. 

 4. Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es 

• die ihm aufgrund der Satzung oder Vereinsbeschlüssen obliegenden Pflichten schuldhaft verletzt, 

• seine Rechte oder Pflichten aus der Mitgliedschaft auf einen Dritten übertragt, 

• mit der Zahlung von Beiträgen, Umlagen oder sonstigen finanziellen Verpflichtungen gegenüber 

dem Verein in Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung nicht innerhalb von zwei Monaten 

seinen Verpflichtungen nachkommt 

 5. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. 

Der Ausschluss ist schriftlich mit Begründung dem Mitglied bekannt zu geben. 

 6. Mit dem Ausschluss als Mitglied ist eine Kündigung des Unterpachtvertrages verbunden. 

§ 6 

Mitgliederversammlung, Beschlussfassung 

 1. Oberstes Vereinsorgan ist die Mitgliederversammlung. 

Sie ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen. 

Sie ist ferner einzuberufen, wenn mindestens 25 Vereinsmitglieder oder zwei Kassenprüfer dies 

schriftlich unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragen. 



 2. Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied mit einer Frist von mindestens 14 Tagen 

durch öffentlichen Aushang unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 

 3. Die Leitung der Mitgliederversammlung obliegt dem 1. Vorsitzenden oder einem vom Vorstand 

benannten Mitglied des Vereins. 

 4. Jedes Mitglied hat das Recht auf Teilnahme, auf Redefreiheit, auf Auskunft, auf Stimmrecht und auf 

Widerspruchsrecht 

 5. Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere: 

• Beschlussfassung über die Satzung und deren Änderung; 

• Entgegennahme des Geschäfts- und des Kassenberichtes des Vorstandes: 

• Entgegennahme des Berichtes der Kassenprüfer; 

• Entlastung des geschäftsführenden Vorstandes; 

• Wahlen des Vorstandes und der Kassenprüfer; 

• Entgegennahme von Berichten und Beschlussfassung über Ordnungen; 

• Beschlussfassung über die Höhe von Beiträgen, Umlagen, Gemeinschaftsleistungen sowie der 

Aufnahmegebühr; 

• Beschlussfassung über Anträge; 

• Beschlussfassung zum Pachtvertrag Spartenheim. 

 6. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung, in der jedem anwesenden Mitglied eine 

Stimme zusteht, ist beschlussfähig. 

 7. Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und 

ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. Ausgenommen hiervon sind Beschlüsse, die sich auf 

Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins beziehen, für die die entsprechenden gesetzlichen 

Bestimmungen gelten (3/4 Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder). 

 8. Die Abstimmungsart bestimmt der Versammlungsleiter. 

Eine schriftliche Abstimmung muss erfolgen, wenn ein Drittel der erschienenen Mitglieder dies 

beantragt. 

 9. Anträge zur Mitgliederversammlung sind mit Begründung schriftlich - spätestens 7 Tage vor ihrem 

Termin - beim Vorstand einzureichen. Später oder erst auf der Mitgliederversammlung gestellte Anträge 

sind nicht zugelassen, wenn ein Drittel der Anwesenden dem widerspricht. 

 10. An der Mitgliederversammlung können Gäste (mit Recht auf Rede) auf Einladung des Vorstandes 

teilnehmen. 

 11. Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese ist vom 1. Vorsitzenden und 

vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

 12. Der Vorstand kann beschließen, dass eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren stattfindet. In dieses 

Verfahren sind alle Mitglieder einzubeziehen. Zur Abstimmung ist eine Frist von drei Wochen zu 

wahren. 



§ 7 

Vorstand 

 1. Der Vorstand besteht aus 

• dem 1. Vorsitzenden 

• dem 2. Vorsitzenden 

• dem Kassierer 

• dem Schriftführer 

 2. Jedes Mitglied des Vorstandes vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich allein. 

Vertretung gegen Dritte in Finanzgeschäften über 2000 Euro erfolgt durch jeweils zwei Mitglieder des 

Vorstandes. 

Im Innenverhältnis sind der 2. Vorsitzende und der Kassierer dem Verein gegenüber verpflichtet, die 

Vertretung nur bei Verhinderung des 1. Vorsitzenden (der Kassierer weiter nur bei Verhinderung auch 

des 2. Vorsitzenden) auszuüben. 

 3. Die Mitglieder des Vorstandes werden grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Auf Beschluss der 

Mitgliederversammlung können den Mitgliedern des Vorstandes oder anderen für den Verein tätigen 

Mitgliedern pauschalierte Aufwandsentschädigungen gezahlt werden. Die steuer- bzw. 

abgaberechtlichen Vorschriften sind dabei einzuhalten. Die Erstattung von Auslagen gegen Beleg bzw. 

nachgewiesener Fahrtkosten bleibt hiervon unberührt. 

 4. Die Haftung des Vorstandes ist beschränkt auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 5. Dem Vorstand obliegen insbesondere: 

• gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 

• Geschäftsführung 

• Einberufung der Mitgliederversammlung 

• notwendige Anmeldungen an das Amtsgericht 

• Beitreiben der Beiträge und sonstiger Vereinsforderungen und Begleichen der 

Vereinsverbindlichkeiten 

• Gestaltung und Abschluss des Pachtvertrages für das Vereinsheim. 

 6. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren gewählt. 

Die Vorstandsmitglieder bleiben bis zur Neuwahl im Amt. 

Eine Wiederwahl ist möglich. 

Im Falle der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Vorstandsamt. 

Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner regulären Amtszeit aus, kann der Vorstand eine 

Ergänzungswahl vornehmen, die der Bestätigung durch die nächste Mitgliederversammlung bedarf. 

 7. Bei der Wahl des Vorstandes gilt jeweils der Bewerber als gewählt, der die meisten Stimmen - 

mindestens jedoch die einfache Mehrheit - der abgegebenen Stimmen erhält. 

Wird im 1. Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, gilt in einem dann erforderlichen 2. Wahlgang 

derjenige Bewerber als gewählt, der die meisten abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. 

Die Wahl erfolgt öffentlich durch Handzeichen. 



 8. Vorstandsmitglieder können während ihrer Amtszeit mit mindestens 2/3 der Stimmen der anwesenden 

Mitglieder durch die Mitgliederversammlung abgewählt werden, wenn sie die ihnen übertragenen 

Aufgaben nicht entsprechend der Satzung ausüben oder aus persönlichen Gründen nicht mehr ausüben 

können. 

 9. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

§ 8 

Kassen- und Rechnungswesen 

 1. Der Verein finanziert seine Tätigkeit  und Verbindlichkeiten aus Beiträgen und Umlagen sowie 

Zuwendungen und Spenden. Die von den Mitgliedern beschlossenen Beiträge, Aufnahmegebühren, 

Gemeinschaftsleistungen, individueller Verbrauch von Energie und Wasser, angemessene 

Mahngebühren und Verzugszinsen sind in der Beitragsordnung geregelt und werden entsprechend der 

dort enthaltenen Festlegungen fällig. 

 2. Zur Deckung außergewöhnlichen Finanzbedarfs außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit kann 

die Mitgliederversammlung die Erhebung von Umlagen beschließen. Umlagen können jährlich mit 

einem Betrag bis zu einer Höhe von 150 € pro Mitglied beschlossen werden. Die Summe stellt eine 

Obergrenze dar, die Erhebung der einzelnen Umlage bedarf in jedem Fall eines gesonderten 

Mitgliedsbeschlusses. 

 3. Die vom Verein abzuführenden Beiträge für Pachtzins und öffentlich-rechtliche Lasten werden gemäß 

den Auflagen entsprechend der Parzellengröße - unabhängig von den konkreten Eigentumsverhältnissen 

des jeweiligen Pachtlandes - einheitlich umgelegt. 

 4. Der Kassierer verwaltet die Kasse des Vereins. Er hat Beiträge, Umlagen, den Pachtzins sowie sonstige 

von den Mitgliedern zu zahlende Beträge einzuziehen. Er führt Buch über sämtliche Einnahmen und 

Ausgaben und verwaltet die zugehörigen Belege. 

Er zeichnet sämtliche Vermögenswerte des Vereins auf. 

 5. Für das Geschäftsjahr ist ein Haushaltsvoranschlag aufzustellen. Dieser ist durch die 

Mitgliederversammlung zu bestätigen. 

§ 9 

Kassenprüfung 

 1. Durch die Mitgliederversammlung werden 2 Kassenprüfer gewählt. Die Amtszeit beträgt in der Regel 3 

Jahre. Wiederwahl ist möglich. 

 2. Die Kassenprüfer sind nicht Mitglied des Vorstandes und unterliegen keiner Weisung und 

Beaufsichtigung durch den Vorstand in dieser Tätigkeit. 

 3. Die Kassenprüfer haben das Recht, an allen Vorstandssitzungen teilzunehmen. 

 4. Die Kassenprüfer haben ungeachtet des Rechtes zur unvermuteten Prüfung, die sich auf Stichproben 

beschränken können, nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Gesamtprüfung der Kasse in rechnerischer 

und sachlicher Richtigkeit durchzuführen. 



 5. Der Prüfbericht ist jährlich der Mitgliederversammlung vorzulegen. 

Nach Beschluss der Mitgliederversammlung ist der Vorstand zu entlasten und das schriftliche Protokoll 

der Kassenprüfung zu übergeben. 

§ 10 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang im Vereinsschaukasten. 

§ 11 

Schlussbestimmungen 

 1. Diese Satzung wurde am 13. Oktober 2007 von der Mitgliederversammlung beschlossen. 

 2. Die Satzung erlangt Rechtskraft mit dem Tag der Registrierung beim Amtsgericht Dresden. 


